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Frage 1 Aufgabenteilung Kanton — Gemeinden: Grundsatz

Vgl. Ziffer 4.1 des Anhérungsberichts

Die Unterbringung und Betreuung der Personen ist eine Aufgabe, die weiterhin gemein-
sam durch den Kanton und die Gemeinden wahrgenommen werden soll. Die damit ver-
bundenen Aufgaben sollen zwischen dem Kanton und den Gemeinden jedoch so aufge-
teilt werden, dass die Kompetenzen der beiden Staatsebenen klar sind und den aufga-
benteilungsspezifischen Grundsatzen entsprechen.

Sind Sie mit diesem Grundsatz einverstanden?
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O, keine Stellungnahme

Bemerkungen:



Frage 2 Aufgabenteilung Kanton — Gemeinden nach Kategorien

Vgl. Ziffer 4.2 des Anhérungsberichts sowie § 17a SPG

Personen aus dem Asylbereich sollen entsprechend ihrem Aufenthaltsstatus auf den
Kanton und die Gemeinden verteilt werden. Der Kanton ist zustandig fir Asylsuchende
im laufenden Asylverfahren sowie fir Ausreisepflichtige. Die Gemeinden zeichnen ver-
antwortlich fur Personen mit Aufenthaltsstatus B und F, fir die von Gesetzes wegen ein
Integrationsauftrag besteht. Die konsequente Umsetzung dieser Zustandigkeiten flhrt

- auf der Grundlage der aktuellen Zahlen - zu einer Verschiebung von rund 300 Perso-

nen von den Gemeinden zum Kanton.

Sind Sie mit dieser Regelung einverstanden?
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O, keine Stellungnahme

Bemerkungen:



Frage 3 Aufnahmepflicht der Gemeinden

Vgl. Ziffer 4.3 des Anhoérungsberichts sowie die §§ 18 und 18a SPG

Die Gemeinden sind zur uneingeschrankten Aufnahme der in ihre Zustandigkeit fallen-
den Personen des Asylrechts verpflichtet. Gemass aktuellen Zahlen handelt es sich um
561 Personen, die auf eine Unterbringung durch die Gemeinden angewiesen sind. Per-
sonen in kantonalen Unterklnften sowie in Bundesunterkinften werden der Standort-
gemeinde angerechnet. Die Ersatzabgabe wird abgeschafft. Die Aufnahmepflicht wird
notfalls mittels der bestehenden Méglichkeiten der Verwaltungsrechtspflege (Ersatzvor-
nahme mit Kostenibernahme) durchgesetzt.

Sind Sie mit dieser Regelung einverstanden?
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O, keine Stellungnahme

Bemerkungen:



Frage 4 Unterbringungskonzept des Kantons

Vgl. Ziffer 4.4 des Anhérungsberichts

Der Kanton setzt auf ein zentrales Unterbringungskonzept und strebt die Schaffung re-
gional ausgewogen verteilter Grossunterkunfte fur Asylsuchende im laufenden Asylver-
fahren und fur Ausreisepflichtige an. Mit Grossunterkinften kann erreicht werden, dass
die heute bestehenden, mehrheitlich kleinen und im Betrieb ineffizienten Unterkiinfte er-
setzt werden kdénnen und gleichzeitig genligend Unterbringungsplatze gewahrleistet
sind. Grossunterklnfte sollen nicht zu einer Ausweitung der Unterbringungskapazitaten
fuhren, sondern vielmehr wegfallende Platze in bestehenden Strukturen ersetzen.
Grossunterkunfte sollen idealerweise Platz fur mindestens 100 Personen bieten und
mdglichst nach Personenkategorien belegt werden.

Sind Sie mit dieser Konzeption einverstanden?
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O, keine Stellungnahme
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Frage 5 Grossunterkiinfte: Rechtliche Voraussetzungen und Standorte

Vgl. Ziffer 4.5 des Anhoérungsberichts sowie § 10 Abs. 1 Baugesetz (geltendes Recht)

Der Kanton definiert geeignete Standorte fir Grossunterkiinfte mittels kantonalem Nut-
zungsplan, dessen Erlass in die Zustandigkeit des Grossen Rats fallt. Die gesetzliche
Grundlage daflir ist in § 10 Abs. 1 des Baugesetzes bereits vorhanden. Da die Zonen-
planung grundséatzlich Sache der Gemeinden ist, lassen sich auf der Basis der beste-
henden kommunalen Zonenplane realistischerweise kaum Uber das ganze Kantonsge-
biet verteilte Standorte finden. Die Vorteile einer kantonalen Nutzungsplanung liegen
darin, dass geeignete Standorte baurechtlich entwickelt und damit verfugbar gemacht
werden kdnnen und zudem - verteilt Uber das ganze Kantonsgebiet - eine transparente
Lastengleichheit erreicht werden kann, was zu wesentlich mehr Akzeptanz bei den Ge-
meinden und der betroffenen Bevdlkerung flihren sollte. Dieser ganzheitliche Ansatz mit
Einbezug des Grossen Rats ist von zentraler Bedeutung.

Sind Sie mit diesem Vorschlag einverstanden?
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Frage 6 Gemeinden mit Grossunterkiinften

Vgl. Ziffer 4.6 des Anhérungsberichts

Fur Standortgemeinden von Grossunterkiinften soll keine Entschadigung ausgerichtet
werden, weil sich dies weder sachlich rechtfertigen noch hinreichend begriinden Iasst.
Der prajudizielle Charakter einer solchen Entschadigung in Bezug auf Forderungen von
Standortgemeinden fur andere Lasten ist aus staatspolitischen Griinden zu verhindern.

Sind Sie mit diesem Vorschlag einverstanden?
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Frage 7 Finanzierung der Grossunterkiinfte

Vgl. Ziffer 4.7 des Anhoérungsberichts sowie § 19 SPG

Fur die bereitzustellenden Grossunterkiinfte werden madglichst kostenglinstige Finanzie-
rungsmaoglichkeiten (Miete, Miete/Kauf, Kauf, Public Private Partnership) geprtft. Der
finanzielle Aufwand flr Grossunterkinfte soll sich innerhalb der vom Bund geleisteten
Abgeltungen bewegen. Die einzelnen Bauvorhaben sind im Rahmen der finanzrechtli-

chen Bestimmungen vom Grossen Rat zu genehmigen.

Sind Sie mit diesem Vorschlag einverstanden?
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Frage 8 Betrieb der Grossunterkiinfte

Vgl. Ziffer 4.8 des Anhérungsberichts sowie § 19a SPG

Die Betriebskonzepte fur die Grossunterklinfte tragen den Elementen der Betreuung,
Beschaftigung und Sicherheit adaquat Rechnung. Grossunterkunfte geben die Moglich-
keit, die Betreuung der Asylsuchenden intensiver und zielgerichteter zu gestalten. Fur
besondere Personengruppen (Einzelpersonen, Familien, gesundheitlich belastete Per-
sonen etc.) kdnnen einzelne Grossunterkinfte oder innerhalb der Unterklnfte Abteilun-
gen geschaffen werden. Grossunterkinfte bieten auch die Chance, spezielle Regelun-
gen (Hausordnungen) fir Personen, welche die 6ffentliche Sicherheit und Ordnung ge-
fahrden oder die durch ihr Verhalten den ordentlichen Betrieb erheblich storen, zu erlas-
sen und durchzusetzen. Eine Grossunterkunft ergibt damit im Bereich der Sicherheit
Moglichkeiten, welche in den heutigen Klein- und Kleinstunterkilinften nicht realisierbar

sind.

Sind Sie mit diesem Vorschlag einverstanden?
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Frage 9 Kinder in kantonalen Grossunterkiinften und Schule

Vgl. Ziffer 4.9 des Anhoérungsberichts sowie § 15 Schulgesetz

Um die Standortgemeinden von Grossunterklinften zu entlasten, macht es Sinn, in oder
in der Nahe von jenen Grossunterkunften, in denen Familien mit schulpflichtigen Kindern
platziert sind, spezielle Abteilungen zur Schulung der Kinder einzurichten. An zwei bis
drei Schulstandorten werden so altersgemischte Abteilungen (Kindergarten, Primarschu-
le, Oberstufe) betrieben. Die von Verfassungs wegen zustandigen Gemeinden werden
durch den Kanton in organisatorischen und schulspezifischen Fragen besonders unter-
stutzt. Der Kanton stellt zudem die Infrastruktur bereit und kommt fur die Lohnkosten auf
(Lehrpersonen und Schulleitung). Die Einschulung in die Regelstruktur der Gemeinde
erfolgt bei vorhandenem Integrationsauftrag (Statuswechsel) und bei Schilerinnen und
Schilern mit grossem Potenzial, in der Regel langstens jedoch nach 2 Jahren seit dem
Eintritt in die Schule der Grossunterkunft.

Sind Sie mit diesem Vorschlag einverstanden?
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Frage 10 Gesamtbeurteilung

Wie bewerten Sie gesamthaft die vorgeschlagenen Massnahmen zur Sicherstellung ge-
nugender Asylunterkiinfte mit Teilrevision des Sozialhilfe- und Praventionsgesetzes
(SPG) sowie mit einer Fremdanderung des Schulgesetzes?
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	Kontaktperson: Christian Tanner
	Kontaktadresse: Piratenpartei Aargau, 5000 Aarau
	Telefon: 079 513 01 98
	E-Mail: vorstand@ag.piratenpartei.ch
	Name: Piratenpartei
	Organisation: Aargau
	Frage 2 Bemerkung: Effizienz und Effektivität in der Unterbringung werden durch diese Massnahme gesteigert. Gemeinden werden entlastet, was unter Berücksichtigung der immer weiter fortschreitenden Aufgabenüberbindung vom Kanton auf die Gemeinden positiv zu bewerten ist. 
Aus Sicht der Piratenpartei Aargau findet hiermit aber auch ein grundlegender Eingriff in den Föderalismus und die politische Unabhängigkeit der Gemeinden statt. 
	Frage 1 Bemerkung: Die Piratenpartei Aargau begrüsst, dass die Unterbringung von Asylsuchenden von (Bund) Kanton und Gemeinden gemeinsam angegangen wird. Mit der vorgesehenen Aufgabenteilung sind die Kompetenzen klar geregelt. 
Die Effizienz wird dadurch zweifelsohne gesteigert. Hingegen ist für die Piratenpartei Aargau unsicher, ob sich auch die Effektivität der Massnahmen verbessern wird.
	Frage 4 Bemerkung: Das Volk hat am Wochenende vom 09.06.2013 die vom den Eidgenössischen Räten beschlossene Verschärfung im Asylwesen mit grosser Mehrheit akzeptiert. Ein gewichtiger Aspekt dieser Verschärfungen, welche die Piratenpartei Aargau und die Piratenpartei Schweiz ablehnten, ist die Schaffung weiterer Grosszentren des Bundes und eine starke Beschleunigung der Verfahren. Aus dieser Sicht ist es fraglich, ob sich der Aufwand für den Bau von weiteren Grosszentren in Kantonaler Verantwortung rechtfertigen lässt.
	Frage 5 Bemerkung: Wie in den Bemerkungen zu Frage 4 bereits festgehalten: es ist für die Piratenpartei Aargau nicht erwiesen, dass sich der Aufwand für den Bau neuer Grosszentren für den Kanton lohnt. 
Bei der Festlegung von Standorten für eventuelle Grosszentren via Kantonalen Nutzungsplan handelt es sich um eine Umgehung und Aushebelung der direkt-demokratischen Mittel der Gemeinden und der Bevölkerung des Kantons.  
	Frage 6 Bemerkung: Die Begründung des Regierungsrates ist stichhaltig und nachvollziehbar. 
	Frage 7 Bemerkung: s. Bemerkungen zu den Fragen 4 und 5
Aus Sicht der Piratenpartei Aargau handelt es sich bei der Unterbringung von Asylsuchenden Menschen um eine Kernaufgabe der öffentlichen Hand. In diesem Bereich ist ein "Public Private Partnership" entschieden abzulehnen. 
	Frage 8 Bemerkung: Die Bedenken im Bereich Sicherheit rund um Unterbringungsorte von Asylsuchenden sind grundsätzlich zu hinterfragen. Es ist nicht unwahrscheinlich, dass die von einzelnen subjektiv empfundenen Sicherheitseinbussen durch Akteure im rechten politischen Spektrum gezielt ausgenutzt werden, um Angst und Abneigung gegen alle Menschen in Asylverfahren zu schüren. 
Die Ausgrenzung Asylsuchender ist nicht zielführend. Stattdessen sollen vermehrt unterstützende Tätigkeiten und Hilfe zur Integration zum Zuge kommen.
Asylsuchende, welche gegen die Gesetze verstossen, sind - wie jeder Mensch in der Schweiz - entsprechend juristisch zu belangen und zu bestrafen. Somit wird auch sichergestellt, dass das Zusammenleben in den Unterkünften nicht durch Einzelne gestört werden kann. 
	Frage 9 Bemerkung: Wie bereits erwähnt hinterfragt die Piratenpartei Aargau den Sinn des Baus von Grossunterkünften. 
Es mag aber durchaus sinnvoll sein, wenn die schulpflichtigen asylsuchenden Kinder an zentralen Stellen auf ihren Eintritt in die Regelschule vorbereitet werden. Das erleichtert die Aufgabe der lokalen Schulen und erlaubt es dem Kanton, angebrachte Strukturen für die Integration dieser Kinder aufzubauen. 
	Frage 3 Bemerkung: Ähnlich wie bei Frage zwei ist hier die Auffassung der Piratenpartei Aargau zwiespältig. Einerseits ist es zu begrüssen, dass die Solidarität unter den Gemeinden gefördert und explizit gefordert wird. 
Andrerseits handelt es sich wiederum um einen starken Eingriff in die politische Unabhängigkeit der Gemeinden, welcher in diesem Ausmass ungerechtfertigt  und der angestrebten Solidarität nicht zuträglich ist.
	Frage 10 Bemerkung: Aus Sicht einer langfristigen Planung sind die vorgeschlagenen Massnahmen nachvollziehbar. Es entsteht jedoch der Eindruck, dass der Kanton damit vor einer kleinen, wenn auch lauten, Minderheit kapituliert. 
Es ist unbestritten, dass Migration und damit verbunden auch das Asylwesen, eine kontinuierliche Herausforderung für die Regierung darstellen und auch in Zukunft darstellen werden. 
Die Piratenpartei Aargau fordert die Regierung dazu auf, diesen Bereich proaktiv und koordiniert auf nationaler und internationaler Ebene zu bearbeiten. Die kontinuierliche Beobachtung der weltweiten Entwicklungen ist hier mindestens ebenso wichtig, wie der Bau neuer Unterkünfte auf Kantonsgebiet. Die Zusammenarbeit mit Regierungsgremien und Nicht-Regierungs-Organisationen (NGOs) vor Ort muss intensiviert werden. Hier kann und soll der Kanton bei den zuständigen Stellen beim Bund (insbesondere Bundesamt für Migration [BFM] und Direktion für Entwicklung und Zusammenarbeit [DEZA]) mit Nachruck intervenieren und Forderungen für Aktionen vor Ort stellen und diese zu unterstützen.
Im Zusammenhang mit sogenannten "renitenten Asylbewerbern" wiederholen wir unsere Forderung, dass diese gleich zu behandeln sind, wie alle anderen Menschen. Die grundsätzlich Ablehnung von Fremden durch einzelne darf nie dazu führen, dass Menschen in ihren Grundrechten eingeschränkt werden.
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